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Errichtung eines eigenen Standesamtes

Um ein eigenes Standesamt flihren zu kénnen, sind verschiedene rechtliche Schritte notwendig.

Hierzu gehort die Anderung des Standesamtsbezirkes (derzeit mit Neuenhagen). Bei der Fachauf-
sicht ware dieser Antrag auf Anderung des Standesamtsbezirkes zu stellen. Die Fachaufsicht leitet
den Antrag dann dem Innenministerium weiter. Beide missen zustimmen. Das Innenministerium
erlasst dann eine Rechtsverordnung zur Neubestimmung des Standesamtsbezirkes.

Die Fachaufsicht hat verlautbaren lassen, dass ein klares Bekenntnis der Gemeindevertretung zu
einem eigenen Standesamt Grundvoraussetzung fir eine wohlwollende Prifung durch die Fach-
aufsicht ist. Der Trend geht eher zur Zusammenfassung von Standesamtern zur Kostenersparnis.
Ein eigener Standesamtsbezirks soll (muss aber nicht) mindestens 20.000 Einwohner haben.

Gem. § 9 Abs. 2 der Alilgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Personenstandsgesetz (nachfolgend
abgeklrzt mit DA) sind mindestens 2 Standesbeamte zu bestellen; einer der Standesbeamten soll
dann als Leiter benannt werden

Der Standesbeamte ist kein Beamter im Sinne des Landesbeamtengesetzes. Er soll die Befahi-
gung zum gehobenen nichttechnischen Dienst haben (daraus resultiert regelmafig eine Eingrup-
pierung in E 8 bzw. E 9 fur den Leiter). Die zu bestellenden Personen mussen das Grundseminar
mit Prifung an der Akademie fir Personenstandswesen GmbH bestanden haben und sollen gem.
§ 10 DA noch eine sechsmonatige praktische Ausbildung in einem Standesamt absolviert haben.

Neuenhagen hat uns im Frihjahr 2011 fur den laufenden Betrieb anteilige Kosten von rund
34.500,00 € in Rechnung gestellt. Im Jahr 2012 ist noch keine Rechnung eingegangen.

Bei der Einrichtung eines eigenen Standesamtes wirden einmalige Kosten in HOhe von ca.
20.000,00 € fur die Einrichtung von zwei Arbeitsplatzen (Buroausstattung, Unterhaltskosten, Ge-
schaftskosten, Telekommunikation, IT- allgemein nach KGSt) anfallen. Daneben sind die laufen-
den Kosten (pro Jahr) wie folgt zu berlcksichtigen: Personalkosten flir zwei Mitarbeiter mit ca.
50.000.00 €, Sperzialsoftware autista (Lizenz wird aufgeteilt laut VSt) 0,00 €; Pflegevertrag fir
Software autista (netto) ca. 1.700,00 € Lizenz Ortsbuch Integration (netto) ca. 100,00 €, Ortsbuch
online (netto) ca. 100,00 €.
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Information zu ,,Die Tafel*

Im Rahmen des Bundesprogramms ,Kommunal-Kombi“ konnten sozialversicherungspflichtige Be-
schaftigungsmoglichkeiten fur eine Dauer von max. drei Jahren geschaffen werden. Forderantrage
konnten zwischen dem 01. Januar 2008 und dem 31. Dezember 2009 gestellt werden. Damit sollte
insbesondere den Menschen geholfen werden, die auf Grund einer schwachen regionalen Wirt-
schaft keine Arbeit gefunden haben.

Durch dieses Bundesprogramm profitierten nicht nur Arbeitsuchende, sondern auch die 6ffentliche
Hand und die Allgemeinheit. Ziel war es ,Arbeit statt Arbeitslosigkeit* zu finanzieren. Hierzu wur-
den Mittel des Bundes sowie aus dem europaischen Sozialfonds bereitgestellt. Die Landkreise und
Kommunen setzten erganzende Gelder ein.

Der Gemeinde Hoppegarten war im Jahre 2008 ein Stellenkontingent von insgesamt sieben Stel-
len zugebilligt worden. Diese Stellen sind auch ausnahmslos in Anspruch genommen worden. Eine
davon fur das Projekt ,Die Tafel”.

,Die Tafel* hatte sich zur Aufgabe gestellt, Hilfebedirftige zu unterstitzen, den Kontakt zu maégli-
chen Sponsoren zu suchen, die Bedurftigkeitsprifung vorzunehmen, die Warenbeschaffung und
deren Transport zu organisieren/zu GUbernehmen und die Waren an sozialbenachteiligte Personen
auszugeben.

Der Arbeitslosenverband hatte fir ,Die Tafel® einen Antrag beim Bundesverwaltungsamt flir den
Zeitraum vom 01.04.2009 bis zum 31.03.2012 gestellt, dem wurde entsprochen, die Gemeinde
Hoppegarten hatte mit der DS 059/2008 einstimmig beschlossen, dies finanziell und materiell fir
den Zeitraum bis zum 31.03.2012 zu unterstutzen.

Im Ortsteil Dahlwitz-Hoppegarten wurden hierfir Rdume in der Rudolf-Breitscheid-Str. 35 kosten-
frei bereitgestellt. Hier ist dann auch die unterstutzende Tatigkeit in vollem Umfange aufgenommen
worden und dauert tber den 31.03.2012 hinaus fort.

Zurzeit sind bei der ,Tafel* 93 Personen aus 41 Haushalten angemeldet, die hier regelmaRig ihre
Unterstutzung erfahren. Tendenz steigend, aber insofern schwierig zu berlcksichtigen, als dass
die Sponsorentatigkeit nicht in demselben Male ansteigend ist.

Finanziert worden ist diese Malktnahme (monatlich) bis zum 31.03.2012 wie nachfolgend aufge-
fuhrt:

Férderung Bund 500,00 €

Forderung Bund ESF 200,00 €

Foérderung Land BBC. 150,00 €

Férderung MOL 65,00 €

Forderung Gemeinde 261,00 € und kostenlose Bereitstellung der Raume
Eigenmittel ALV 178,42 €.

Mit dem Auslaufen des Programms sind die Forderungen per 01.04.2012 von allen Beteiligten ein-
gestellt worden. Das Projekt ist damit seinem Ende nahe stehend. Der Arbeitslosenverband sieht
aber weiterhin den Bedarf fiir die Gemeinde Hoppegarten und wirde, bei entsprechender Unter-
stitzung durch die Gemeinde, weiterhin tatig sein wollen und den bedurftigen Familien ihre Unter-
stitzung anbieten. Die Gemeinde Hoppegarten wurde daher gebeten diese Arbeit in dem bisheri-
gen Umfange zu unterstutzen.
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Fur die Gemeinde Hoppegarten stellt sich das wie folgt dar:
Zuschuss Sach-/Personalkosten 261,00 €/Monat

Weiterhin die kostenfreie Uberlassung der (eigenen) Rdume in der Rudolf-Breitscheit-StraRe, die
sich wie folgt aufgliedern:

Netto Kaltmiete 140,00 €/Monat
Netto Beko 350,00 €/Jahr.

Die Gemeinde Uberndhme damit monatliche Gesamtkosten in Hohe von 462,30 €.

Netto (€) MwSt. (€) Brutto (€)
Personal-/Sachkosten 261,00 0,00 261,00
Kaltmiete 140,00 26,60 166,60
Beko 29,16 5,54 34,70
Summe 430,16 32,14 462,30

Auf das Jahr 2012 entfielen, bei Vertragsabschluss ab 01.05.2012, Kosten in Héhe von insgesamt
3.698,40 €, davon 2.088,00 € Geldmittel. In den Folgejahren sind 5.547,60 € vorzusehen.

Haushaltsmittel sind fir 2012 nicht im Haushalt eingestellt. Im Rahmen der Nutzung der Budgetie-
rung sehe ich fur die Gemeinde auch fur das Jahr 2012 die Mdglichkeit einer entsprechenden fi-
nanziellen Unterstitzung. Fur die kommenden Haushaltsjahre ist die Einordnung in die Haushalte
vorzunehmen.

Dies ist den Fraktionsvorsitzenden in meiner Beratung des Monats Mai zur Kenntnis gegeben wor-
den mit dem Ergebnis, dass die Gemeinde weiterhin unterstitzen solle, so dass mit Wirkung vom
01.05.2012 vertraglich vereinbart ist monatlich 261,00 € Personalkostenanteile zu Ubernehmen.
Dieser Vertrag lauft zunachst bis zum 31.12.2012 und verlangert sich um ein weiteres Jahr, wenn
er nicht mit einer Frist von 4 Wochen zum Fristablauf gekundigt wird.

Zur Verbesserung der Aufenthaltsbedingungen vor Ort, insbesondere fir die alteren Blrgerinnen

und Birger, wurde ein einfacher Holzpavillon mit Sitzplatzen aufgestellt. Vorgesehen ist noch die
Aufstellung von zwei Banken und die Anbringung eines Vordaches Gber der Ausgabestelle.

Information zum aktuellen Sachstand: Breitbandausbau in der Gemeinde Hoppegarten

Grundlage:
,Richtlinie des Ministeriums fir Wirtschaft und Europaangelegenheiten zur Férderung der Breit-

bandversorgung als Bestandteil der wirtschaftsnahen kommunalen Infrastruktur im Rahmen der
Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Regionalen Wirtschaftsstruktur®

Gesamtinvestition: 334.727 Euro
Zuschuss GRW-I 274.500 Euro (50% Bundesmittel/50% Landesmittel)
Eigenmittel Gemeinde 60.227 Euro

Forderfahig sind ausdricklich Firmenanschlusse. Private Haushalte im Umfeld kénnen von der
Ausbaumafinahme profitieren. Fur den 2010 gestellten Férderantrag war der Bedarfsnachweis der
Firmen erforderlich, private Haushalte sind nach dieser Richtlinie (Hoppegarten liegt nicht im ,
landlichen Raum®) férderfahig. Dieser Nachweis konnte mit Unterstiitzung der IHK erstellt werden.
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Im Rahmen eines o6ffentlichen Interessenbekundungsverfahrens wurden die Firmen zur Angebots-
abgabe aufgefordert. Eine Firma legte ein Angebot vor.

Dieses Angebot war Grundlage fir den im Juni 2011 ergangenen Forderbescheid der Investitions-
und Landesbank.

Die AusbaumafRnahme konzentriert sich insbesondere in grofleren Bereichen des OT Hénow so-
wie in der Rennbahnalle, Goetheallee und auf das Wohngebiet an der Katholischen Kirche im OT
Dahlwitz-Hoppegarten. Es werden Glasfaserkabel verlegt, von der DSL-Technik im Kabelverzwei-
ger werden die Breitbandverbindungen Gber kurze Kupferleitungen zu den Hausanschlissen ge-
fuhrt, so dass DSL-Verbindungen mit bis zu 16.000 kbit/s im Download realisierbar sind. Entfer-
nungsbedingt sind im Umkreis der Kabelverzweiger durch den Einsatz der VDSL-Technik auch
DSL-Verbindungen mit bis zu 50.000 kbit/s realisierbar. (Firmenbedarf)

Der Ausbau der Verteilerkasten ist abgeschlossen. Gegenwartig realisiert die Telekom notwendige
Aufschaltungen. Die Verwaltung erwartet die Meldung zur Fertigstellung. Nachfragende Blrger er-
halten von Frau Bertz die Kontaktadresse eines sachkundigen Kommunikationsdienstes, welcher
die weitere Vertragsgestaltung mit den Kunden berat und auf der Informationsveranstaltung am
6.Dezember 2011 durch die Telekom benannt wurde.

50 % der Finanzierungsmodalitaten sind vertragsgemaf realisiert. Bisher wurden alle Termine ein-
gehalten. Die MalRnahme lauft bis zum 31.12.2012.

Mitgliedschaft im Tourismusverein der Markischen S5 -Region

Der Tourismusverein (TV) hat derzeit 39 Mitglieder, darunter die sieben Griindungsgemeinden, de-
ren Bldrgermeister den Vorstand des Vereins bilden. Satzungsgemaf wechselte der Vorsitz zu Be-
ginn des Jahres an Herrn Borchardt, Blirgermeister der Gemeinde Petershagen/Eggersdorf. Ge-
schéftsfuhrer (GF) ist Herr Wunderlich.

Zum 1.7.2011 wurde zwischen dem TV und der Stadt Strausberg ein Geschaftsbesorgungsvertrag
abgeschlossen. Der Sitz des Vereins befindet sich nunmehr in Strausberg. Die Tourismusinforma-
tion der Stadt Strausberg hat in Zusammenarbeit mit dem GF die Verantwortung fur die Sicherstel-
lung wesentlicher inhaltlicher Arbeitsschwerpunkte tbernommen.

Mit Beschluss von Dezember 2009 wurde die Beitragserhéhung zur Sicherung der Marketingauf-
gaben ab 2010 umgesetzt. Der Mitgliedsbeitrag liegt fur 2012 satzungsgemafn bei 3.857,40 Euro
zzgl. Marketingbeitrag von 2.500 €. (Gesamtbeitrag 2012: 5.857,40 €)

Weitere Mitglieder aus Hoppegarten sind: Rennbahn Hoppegarten GmbH & Co. KG, Brandenbur-
ger Erlebnistouristik. Zu weiteren Mitgliedern gehdren beispielsweise:

Golf- und Jagdakademie Schloss Wilkendorf, OTS Schadock, Internationaler Bund, Obstgut Franz
Muiller, Sport- & Erholungspark Strausberg GmbH,

Fahrradhof Altlandsberg, Open Air Hoppegarten e.V. usw.

Seit 2011 gibt es zu jedem Renntag einen T-Informationsstand auf dem Gelande der Rennbahn.
Der Verein ist zu den wichtigsten reisemessen prasent: ITB, Frankfurt(Oder), Hamburg und Berli-
ner Reisemessen. QuartalsmaRig erscheint der Veranstaltungskalender fur die Region.

Europdischer Verbund fiir territoriale Zusammenarbeit (EVTZ)
wEurodistrikt TransOderana“

Der EVTZ hat zum Ziel, die grenziberschreitende, transnationale und/oder interregionale Zusam-
menarbeit zwischen seinen Mitgliedern zu erleichtern und zu férdern, allerdings unter dem Vorbe-
halt, dass durch diese MaRnahmen sozialer und wirtschaftlicher Zusammenhalt der Regionen ge-
starkt wird. Die Zusammenarbeit soll in konkreten gemeinsamen Malihahmen von Regionen und
lokalen Behoérden bestehen. Das Instrument des EVTZ ist daher grundsatzlich nicht fir MaRnah-
men geeignet, die sich in bloRen Willensbekundungen erschopfen.

Im Einzelnen umfassen die Aufgaben des EVTZ folgendes:
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- Programme und Projekte fir territoriale Zusammenarbeit, die durch die Ge-
meinschaft (d. h. durch Europaischen Fonds fur regionale Entwicklung, den
Europaéischen Sozialfonds und/oder den Kohasionsfonds) kofinanziert wer-
den (Art. 7 Abs. 3 UA 1 EVTZ-VO),

- sonstige MaRnahmen der territorialen Zusammenarbeit mit oder ohne euro-
paische Finanzierung (Art. 7 Abs. 3 UA 2-3 EVTZ-VO).

Projekte im Verkehrsbereich mit grenziiberschreitendem Charakter kénnen in jedem Fall tber ei-
nen EVTZ realisiert und getragen werden - vollig unabhangig davon, ob und inwiefern dieses Pro-
jekt mit europdischen Geldern finanziert wird.

Mit der Einrichtung des EVTZ , TransOderana“ wird ein weiterer wichtiger Impuls zur Entwicklung
der Ostbahn als europaische Eisenbahnverbindung und als zuklnftige verbesserte Anbindung an
den Flughafen BER gegeben.

Der Eurodistrikt TransOderana EVTZ verfolgt das Ziel, eine europaische Modellregion um die Ei-
senbahnstrecke in einer Flache von ca. 7.000 km? im Rahmen von finf Handlungsfeldern in drei
Stufen bis 2025 zu entwickeln.

Als Grundlage besteht weiterhin die Aufgabe, die bestehende direkte grenziiberschreitende Eisen-
bahnverbindung zwischen Berlin, Gorzéw WIkp. und Pila komplex durch férdernde Aktivitaten in
die Infrastruktur fir den Glter- und den Personenverkehr zu modernisieren.

Méglicher Sitz der Leitung des Eurodistrikts TransOderana EVTZ kann die Stadt Seelow sein.

Die Umsetzung des Projektes des TransOderana EVTZ erfolgt in drei Etappen (bis 2014; bis 2020;
bis 2025) und in funf Handlungsfeldern:

1. Management der endogenen Potentiale
(Bahn als Teil der Infrastruktur, nachhaltige Mobilitat Gutertransport in der Region)

2. Selbstbild- Fremdbild- Dynamik

(Einbeziehen der Bevolkerung, Einbindung der Schulen, Entwicklung von Leitbildern und
Marketingkonzepte)

3. Management regionaler Netzwerke
(Bahnhoéfe und Umfelder als Knoten in sozialen Beziehungen)

4. Management des demographischen Wandels

(Bevolkerungszahlen, Altersstruktur, Anpassung des Verkehrsangebotes, grenzuberschrei-
tende Fachkréaftesicherung)

5. Management der Umsetzung der fachlichen Rahmenbedingungen fir den Personen- und
Guterverkehr und die Infrastruktur des Schienenweges und seiner Verknupfungen

Als mogliche Mitglieder werden derzeit gesehen:13 deutsche und 8 polnische Partner, davon drei
Landkreise, vier Stadte, zwei Amter und sechs Gemeinden (Anlage 1).

Am 24.Mai 2012 fand die Auftaktveranstaltung fir den Grindungsprozess des Projektes statt. Mit
diesem in Europa einmaligen Projekt soll die Attraktivitat und Wettbewerbsfahigkeit der gesamten
Region entlang der Strecke Berlin- Gorzow- Pila gestarkt werden.

Eine Entscheidung zur mdglichen aktiven Teilnahme der Gemeinde Hoppegarten an diesem Pro-
zess steht noch aus.

Stand Lichtsignalanlage B1/Miinchehofer StraBe

Durch das Land Brandenburg wurde der auf den Gemarkungen Hoppegarten und Neuenhagen ge-
legene Abschnitt der Bundesstral’e 1 aus dem Radwegeverkehrsplan fir das Land gestrichen. Als
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Konsequenz daraus wurde die hierzu angelaufene Planung seitens des StralRenbaulasttragers
nicht mehr fortgefiihrt, da der Bau eines beidseitigen oder auch einseitigen Radweges gegenwartig
nicht erfolgen wird. Somit wird an der Kreuzung B1/Munchehofer Stral3e auch keine Lichtsignalan-
lage errichtet, da weder ful’- noch radlaufige Anbindungen vorhanden sind.

Seitens der Gemeinde Hoppegarten wurden fur den Bau des Radweges jedoch bereits Vorleistun-
gen erbracht, indem fir diesen Weg bendtigte Flachen erworben wurden.

Lagebericht awf Arbeits- und Wirtschaftsforderungs-GmbH Hoppegarteni. L.

Durch Beschluss der Gesellschafterversammlung vom 22.12.2011 wurde der Gesellschafterver-
trag geandert, die ehemalige Liquidatorin Dr. Petra Winter verabschiedet und ,Dr. Sender und Col-
legen Gesellschaft fur Mittelstandsberatung mbH®, vertreten in Persona durch die Geschaftsfuhrer
Dr. Hartmut Sender und Helmut Genrich, zur neuen Liquidatorin bestellt. Mit dem Tag der Eintra-
gung ins Handelsregister nahmen die beiden Herren am 29.12.2011 ihre Arbeit auf.

Am 04.01.2012 fand in den Rdumen der Gemeindeverwaltung ein Ubergabegesprach zwischen Fr.
Dr. Winter und den neuen Liquidatoren statt. Seitens der Verwaltung war Fr. Bertz anwesend. Es
wurden samtliche Unterlagen (Steuererklarungen, Jahresabschlisse, Steuerbescheide, Lagepla-
ne, Informationen zu Mulden-Rigolensystemen zur Regenentwasserung, Kontoauszlige, Versiche-
rungsvertrage etc.) an die neuen Liquidatoren Uberreicht. Weiterhin wurden die Barkasse mit ei-
nem Bestand von 54,68 EUR sowie der Postbriefkastenschlissel ausgehandigt. Fr. Dr. Winter hat-
te darauf aufmerksam gemacht, dass der Internetauftritt der awf aktualisiert werden sollte. Es wur-
de eine tabellarische Ubersicht mit der Aufstellung samtlicher noch zu vermarktender Grundstiicke
(,Flurstiicksaufstellung®) mit einer Gesamtflache von 38.500 gm per 04.01.2012 Ubergeben. Die
Namen samtlicher Interessenten wurden mitgeteilt. Ferner hatte Fr. Dr. Winter ausdrtcklich darauf
aufmerksam gemacht, dass bezlglich des Flurstlicks 671 Leitungs- und Vorkaufsrechte zu beach-
ten sind. Weiterhin wurde besprochen, dass der Bodenrichtwert fir das Gewerbegebiet 2A

50,00 EUR/m? betréagt.

Die ersten Aufgaben der neuen Liquidatoren bestanden nun darin, den Jahresabschluss 2011 vor-
zulegen, die verbleibenden 5 Grundstlicke an den Markt zu bringen und moglichenfalls Vorschlage
zur Fortfihrung der Gesellschaft unter neuen Geschéaftsinhalten zu erarbeiten.

Der Jahresabschluss 2011 wurde vorgelegt und die ehemalige Liquidatorin Dr. Petra Winter mit
dem Beschluss der Gemeindevertretung am 25.06.2012 (DS 324/2012/08-14) entlastet.

In der Sitzung der Gemeindevertretung am 21.05.2012 berichteten Herr Dr. Sender und
Herr Genrich im nichtoffentlichen Teil ausfuhrlich Gber den Vermarktungsstand der verbleibenden
Flachen.

Die Verkaufsgesprache mit den Grundstucksinteressenten laufen. Derzeit konnte keine Verhand-
lung erfolgreich abgeschlossen werden, da seitens der Interessenten firmeninterne Entscheidun-
gen noch ausstehen oder etwaige gestellte Férdermittelantrage auf eine positive Bescheidung war-
ten lassen.

Eine Ubersicht tiber die noch zu verduRernden Flachen liegt in Form einer Flurstiickskarte (Anla-

ge 2) anbei.

Einschatzung zur Realisierung der Satzung der Gemeinde Hoppegarten zum Schutz von
Biaumen (Baumschutzsatzunqg)

Die Satzung der Gemeinde Hoppegarten zum Schutz von Bdumen (Baumschutzverordnung) wur-
de von der Gemeindevertretung auf ihrer Sitzung am 18.10.2004 beschlossen.
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Derzeit gibt es zur Baumschutzsatzung 3 Anderungssatzungen. Darin wurden kleinere Anderun-
gen zum ursprunglichen Satzungstext vorgenommen.

In der ersten Anderungssatzung zur Baumschutzsatzung vom 9.5.2005 wurden separate Bestim-
mungen fur den Gemeindeteil Waldesruh beschlossen und fir die tbrigen Ortsteile der Gemeinde
Hoppegarten wurden die Festlegungen noch einmal konkretisiert. Diese Anderungen wurden not-
wendig, um den Schutzgegenstand dieser Satzung, den Erhalt von Baumen, fur die gesamte Ge-
meinde Hoppegarten zu definieren.

In der zweiten Anderungssatzung, bestatigt am 11.09.2006. wurden die zu tatigenden Nachpflan-
zungen nach Fallungen konkretisiert.

In der dritten Anderungssatzung zur Baumschutzsatzung vom 3.12.2007 wurde noch einmal die
Vorgehensweise zur Beseitigung von Baumen im Zusammenhang mit Baugenehmigungsverfahren
geregelt.

Das Ziel der Baumschutzsatzung besteht in dem Erhalt und der Pflege zur weiteren Gestaltung
des zahlreichen Baumbestandes der Gemeinde Hoppegarten.

Durch die derzeitigen Bestimmungen der Baumschutzsatzung unterliegt der Baumbestand in der
Gemeinde Hoppegarten mit seinen teilweise grof3en ortspragenden Baumen einem umfassenden
Schutz. Der Bestand an Baumen und damit verbunden die Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes
werden somit langfristig gesichert.

Nach § 1 Absatz 1 der ersten Anderungssatzung zur Baumschutzsatzung sind alle Baume mit ei-
nem Stammumfang von mindestens 60 cm, das entspricht einem Stammdurchmesser von 19 cm,
gemessen in einer H6he vom Erdboden von 1,30 m, geschitzt. Ausgenommen davon sind Obst-
baume.

Fur Grundstiicke mit einer Bebauung von bis zu 2 Wohneinheiten finden diese Bestimmungen, mit
Ausnahmen besonders grol3er erhaltenswirdiger Baume, keine Anwendung.

Diese Reglungen tragen dem Bedlirfnis und der Notwenigkeit vieler Einwohner der Gemeinde
Hoppegarten nach selbststandiger eigenverantwortlicher Gartengestaltung Rechnung. Fir die Be-
seitigung oder Kappung einer beispielsweise schnell wachsenden Fichte auf den Wohngrundsti-
cken ist keine Genehmigung erforderlich. Dadurch werden diese Baume nicht beseitigt, weil sie auf
Grund ihrer standig wachsenden GrofRe nicht gleich unter Schutz gestellt werden.

In der Folge dieser groRRzugigeren Bestimmungen hat die Anzahl groRerer Baume in einigen
Wohngebieten zugenommen.

Die Regelungen, wonach diese Bestimmungen nicht auf Erholungsgrundstiicke, auf leeren Bau-
grundstiicken und auf Grundsticken mit Mehrfamilienhdusern anzuwenden sind, haben sich be-
wahrt. Hier ware mit hoher Wahrscheinlichkeit ein Rickgang des Baumbewuchses festzustellen.

Fir den Gemeindeteil Waldesruh, mit seinem grof3en teilweise alten pragenden Baumbestand gel-
ten andere Bestimmungen. Hier sind nach § 1 Absatz 2 und § 2 Absatz 6 der ersten Anderungs-
satzung zur Baumschutzsatzung alle Baume mit einem Stammumfang von mindestens 30 cm,
gemessen in einer Hohe vom Erdboden von uber 1,30 m, geschutzt. Diese Regelungen sollen den
ortstypischen Waldcharakter mit seinem charakteristischen Baumbestand, den Kiefern, schitzen.

Die haufigsten Antrage auf Beseitigung von Baumen werden auf Grund der Gewahrleistung der
Sicherheit auf Grundstiicken vom jeweiligen Grundstuckseigentimer gestellt. Gerade im Gemein-
deteil Waldesruh stehen einige recht alte Kiefern, deren Gesundheitszustand und damit die Gefah-
renlage durch herabfallende Aste bzw. durch Umknicken zunehmen.
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Viele Antrage auf Baumfallungen resultieren aus der Realisierung von geplanten Bauvorhaben.
Vor allem in Waldesruh, aber auch in den anderen Siedlungsgebieten, gibt es noch viele Erho-
lungsgrundstiicke mit einer kleinen Laube. Bei der Errichtung eines Eigenheimes mussen hier viele
Baume weichen. Diese Entwicklung der Verdichtung von Eigenheimen innerhalb vorhandener
Wohnbebauung ist auch in den umliegenden Gemeinden zu beobachten. Aus diesen Grinden ist
eine langfristige Veranderung des Baumbestandes nicht zu vermeiden.

Im Jahr 2011 wurden in der Gemeinde Hoppegarten 305 beantragte Baumfallungen genehmigt,
davon 143 Fallungen auf Grund von geplanten Baumalinahmen.

Fur 16 beantragte Fallungen wurde keine Genehmigung erteilt. Es gab 5 Widerspriiche, welche al-
le im Vorverfahren abschlieRend entschieden wurden.

Es gibt Bauherren, die im Zuge ihrer Grundstucksplanung erst einmal alle vorhandenen Baume
beseitigen mdéchten. Derartige Vorhaben sind in der Gemeinde Hoppegarten auf Grund der Best-
immungen der Baumschutzsatzung nicht realisierbar. Hier muss jedoch trotzdem Uberzeugungs-
arbeit fur einen pfleglichen Umgang mit der Natur geleistet werden. Umweltschutz und Umweltbe-
wusstsein muss erlernt bzw. erlebt werden. Wer es noch nicht selbst miterlebt hat, kennt oft nicht
den Vorteil eines natlrlichen Sonnenschutzes durch Baume gegenliber dem eines Sonnenschir-
mes.

Fur die Durchsetzung und die Vor-Ort-Beratung im Zusammenhang mit den Bestimmungen aus
der Baumschutzsatzung wurde durch die Gemeindevertretung als ehrenamtlicher Baumschutzver-
antwortliche Herr Frank benannt. Er nimmt diese Funktion mit seinem umfangreichen gartneri-
schen Wissen gewissenhaft und mit groRer Einsatzbereitschaft wahr.

Im Zuge einer Genehmigung fur die Beseitigung eines geschutzten Baumes wird vom Grundstuck-
seigentimer bzw. seinen Beauftragten zunachst ein schriftlicher Antrag gestellt. Nach einer Ter-
minabsprache durch den zustandigen Mitarbeiter der Gemeindeverwaltung mit dem Grundstticks-
eigentimer und dem ehrenamtlichen Baumschutzbeauftragten findet eine Vor-Ort-Begehung und
Besichtigung der betreffenden Baume statt. Nach einer Prifung des Baumzustandes bzw. bei
Baumalnahmen nach Prifung der ortlichen Gegebenheiten wird das Ergebnis festgehalten. Da-
nach erhalt der Antragsteller die Entscheidung in Form eines schriftlichen Bescheides.

Ablaufverfahren Planung und Errichtung einer Kindertagesstatte im OT Honow

Januar 2012 Beginn Interessenbekundungsverfahren = Aufruf auf der Homepage der
Gemeinde sich zu melden, sofern Interesse an der Erarbeitung eines Kon-
zepts flr eine neue Kita besteht

Januar/Februar Eingang von 8 Bewerbungen
e Nusser GmbH Systembau Berlin (Leiter NL Berlin stellte sich spater bei
mir vor)

¢ Ing.blro Seidel, Neuenhagen (kannte ich nicht)

Markus Landherr Hochbauplanung GmbH, Hoppegarten (kannte ich vom
Hort-Neubau)

o Architekten Hille Bekic und Gabriele Fink, Berlin (Erstgenannte kannte
ich aus friherer anwaltlicher Beratung)

e VolIcker Architekten, Berlin (stammt aus meiner Schule kannte ich aus
gemeinsamer Projektbetreuung; hat Kita-Entwurf Schulstrasse gefertigt
und mit mir am 02.09.2011 vorgestellt)

e Brich Kunath Architekten, Birkenwerder (habe ich beim Neujahrsemp-
fang der Gemeinde Fredersdorf-Vogelsdorf Februar 2012 kennengelernt)
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22.02.2012

09.03.2012

11.05.2012

24.05.2012

25.05.2012

29.05.2012

03.07.2012

22.06.2012

o SHS Architekten, Berlin (kannte ich nicht)
e ACD GmbH, Bliesdorf (kannte ich nicht)

Im Ergebnis der Veroéffentlichung des Interessenbekundungsverfahrens zum
Neubau einer Kita auf der Internetseite der Gemeinde im Januar und nach
interner Auswertung der 8 eingegangenen Bewerbungen am 16.02.12 Ver-
sendung einer Einladung zu einem Vororttreffen an 5 ausgewahlte Bewerber
(die letzten 5 der Vorgenannten)

Ortstermin mit Erlauterung der erweiterten Aufgabenstellung: Auftrag zur Er-
arbeitung eines stadtebaulichen Konzepts mit

Neubau Kita fur 150 Kinder

Schulerweiterung um 8 Klassenrdume bei Abbau Schulcontainer
Kommunales Zentrum

Bibliothek

Erweiterung Hortkapazitat um ca. 50 Kinder

Verkehrskonzept flr An- und Abfahrt

Die Ausfuhrung soll in Systembauweise erfolgen.
Genehmigung- und Ausfuhrungsplanung werden durch den Systembauer
vorgenommen.

(Bekanntgabe: Abgabe der Arbeiten bis 11.05.12; 3.000,- € brutto fur jeden
Beitrag)

5 Arbeiten werden in der Verwaltung eingereicht in verschiedenen Formaten

Prasentation der einzelnen Arbeiten in der Verwaltung durch alle 5 Biros;
Mit der Prasentation war der Auftrag fir alle 5 Bliros abgeschlossen.

Information des BM Uber das Ergebnis im Rahmen einer Abstimmung mit
den Fraktionsvorsitzenden

Sitzung des Ausschusses fur Jugend, Bildung und Kultur
Diskussion zu der Thematik, Ergebnis: zunachst gemaf vorliegender Be-
schlussfassung und Haushalt nur Realisierung Neubau Kita

Nachfolgend interne Abstimmung der Verwaltung (Bereiche Bau und Kita).
Vorschlag dieser Bereiche, das Kita-Konzept von Volcker Architekten zu rea-
lisieren. Nur dieses stadtebauliche Konzept der Kita lieR sich ohne Entfer-
nung/Umsetzung des Schulcontainers separat realisieren.

Parallel Bezahlung der 5 Teilnehmer 3.000,- €

Abstimmung mit Bauordnungsamt MOL, Frau Bork zum Baurecht (§35(2)
BauGB)

Information an Fraktionsvorsitzende zur weiteren Verfahrensweise: geplant
parallele Beschlussfassung in GV am 27.08.12 a) Bestatigung Projekt und b)
Vergabe an Systembauer nach Submission

Erarbeitung der Vergabeunterlagen einschl. Leistungsbeschreibung durch
die Verwaltung bis 20.07.12
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23.07.2012 Veroffentlichung des Ausschreibungstextes im Ausschreibungs-
Blatt des Landes Brandenburg

Bisher Abforderung der Ausschreibungsunterlagen durch 9 Firmen

20.08.2012 Submissionstermin in der Gemeindeverwaltung
bis 23.08.2012 Auswertung der Angebote und Vergabevorschlag
27.08.2012 Beschlussfassung der GV zur Vergabe
01.08.2013 Fertigstellung und Betriebserlaubnis

Parallel ab 08/12 Ausschreibung der Besonderen Leistungen nach HOAI, § 33,
Leistungsphasen 8 und 9 (Projektsteuerung)

Verfahrensstand Aufstellung Flachennutzungsplan (FNP)

Im Ergebnis der Abwagung zum FNP sind Anderungen in Teilen des Planes erforderlich. Diese
Anderungen wurden in den Plan eingearbeitet und als Detaildarstellungen dokumentiert.
Erganzend erhielt der Plan eine neue Datengrundlage vom Landesvermessungsamt.

Diese geanderten Teilbereiche in Form der Detailplane werden zur Beschlussfassung Uber eine
erneute offentliche Auslegung und Tragerbeteiligung vorgelegt.

Dabei werden die Planungsstande Entwurf 2010 und Entwurf 2012 zur Verdeutlichung gegenuber-
gestellt.

Die vorliegenden Anderungen betreffen folgende Bereiche:

KWO - Gelande

Bereich An der Feuerwehr, Magazinstral3e, R.-Breitscheid- Stralle
Zur Buckstammhitung

Bereich ehemaliges Heizhaus Lindenallee

Saunadorf

Reiterhof Lick im GT Waldesruh

Ravenstein

Nooakwh=

Die Unterlagen sowie der gesamte Plan werden den Mitgliedern der GV mit den Unterlagen zur
Vorbereitung der Sitzung am 01.10.12 versandt.

Beschlussinhalt ist die erneute Auslegung und Tragerbeteiligung nur fir die benannten 7 Ande-
rungsbereiche.

Karsten Knobbe
Blrgermeister

Seite 10/10



	ref_voname
	Gremium
	Datum
	Zuständig
	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung

